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13.09.06 

„Mindestlohn statt Leistungskürzung!“ 
 
Rossmann (SPD) lehnt ALG II-Kürzung ab 
 
Der Kreis Pinneberger SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. 

Ernst Dieter Rossmann hat sich vehement gegen die 

vom Sachverständigenrat vorgeschlagene Kürzung des 

Arbeitslosengeldes II ausgesprochen. „Wer den Hartz IV-

Regelsatz um 30 Prozent herunterschrauben will, ver-

zapft arbeitsmarktpolitischen und sozialpolitischen Un-

sinn!“, erklärte Rossmann. „Das entscheidende Problem 

– und hier helfen die Vorschläge keinen Zentimeter wei-

ter – ist doch, dass Arbeitsplätze fehlen, und ganz be-

stimmt nicht, dass Arbeitslose zu gut alimentiert werden.“ 

 

Bereits jetzt gebe es die Möglichkeit, ALG II-Berechtigten 

die Leistungen um 30 Prozent zu kürzen, wenn mehrfach 

Arbeits-, Qualifikations- oder gemeinnützige Beschäfti-

gungsangebote abgelehnt werden. Rossmann: „Diese 

Regelung ist vollkommen hinreichend. Der Plan, den 
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Regelsatz abzusenken und nur im Ausnahmefall mehr zu 

zahlen, wird mit der SPD nicht durchzuführen sein.“ 

 

Rossmann erinnerte in diesem Zusammenhang daran, 

dass das Bundeskabinett erst kürzlich beschlossen hat, 

die Sozialhilfe auf den ALG II-Satz von 345 Euro monat-

lich festzusetzen. „Der Sozialhilfesatz definiert das Exis-

tenzminimum. Wenn nun die Hartz IV-Leistungen gekürzt 

würden, stünden prompt vier bis fünf Millionen ALG II-

Berechtigte vor den Ämtern und würden ergänzende So-

zialhilfe beantragen – ein absurdes Szenario“, stellte der 

Politiker klar. 

 

In diesem Zusammenhang kritisierte Rossmann auch die 

vorbehaltlose Zustimmung von Bundeswirtschaftsminis-

ter Glos (CSU) zu den Vorschlägen des Sachverständi-

genrates. „Statt über Leistungskürzungen unter dem 

Tarnmantel eines Kombilohn-Modells nachzusinnen, soll-

ten der Wirtschaftsminister und seine Fraktion besser 

den Weg freimachen für eine faire Mindestlohnregelung. 

Denn die Erfahrungen aus Modellversuchen und unseren 

Nachbarländern zeigen, dass Kombilohn-Projekte in aller 

Regel an Mitnahmeeffekten und Lohndumping scheitern. 

Nur über Mindestlöhne können endlich auch gering ent-

lohnte Beschäftigungen attraktiver werden.“ 


